
LEITLINIEN
FÜR IM FALLE VON KRISENSITUATIONEN UND SOFORTHILFE SOWIE MASSNAHMEN IM ANSCHLUSS AN DIE NOTSTANDSPHASE 
ANZUWENDENDE VERGABEVERFAHREN
1.
Rechtsrahmen
In durch Instabilität und Notstand geprägten Situationen der Fragilität eines Landes oder einer Region müssen die Kommission und ihre Durchführungspartner auf Flexibilität setzen, um eine schnelle und effiziente Durchführung der Hilfemaßnahmen der EU sicherzustellen. 
Der Gesamthaushaltsplan und der Europäische Entwicklungsfonds („EEF“) sehen für solche Situationen, die unter die Begriffe „Krisensituationen“ (Gesamthaushaltsplan und EEF) bzw. „Soforthilfe und Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase“ (nur EEF) fallen, flexible Mechanismen vor. Im Wesentlichen gestatten es diese Mechanismen dem betroffenen Anweisungsbefugten, schnellere und einfachere Verfahren anzuwenden, so vor allem Verhandlungsverfahren für öffentliche Aufträge und die freihändige Vergabe für Zuschussverträge, sofern die zuständige Stelle festgestellt hat, dass die Bedingungen für die Anwendung dieser Verfahren in dem bestimmten Land oder der bestimmten Region erfüllt sind.
Die vorliegenden Leitlinien enthalten die Grundsätze und Verfahren in Bezug auf

· die Anwendung der Verfahren für Krisensituationen nach der Haushaltsordnung („HO“) und ihren Durchführungsbestimmungen („DBest.“). Zu beachten ist, dass die Regeln für Krisensituationen auch für aus Mitteln des EEF finanzierte Aktionen oder Programme gelten, die unter den neuen Artikel 19c von Anhang IV des Cotonou-Abkommens fallen.
Nach Artikel 168 Absatz 2 DBest. sind unter „Krisensituationen“ Situationen zu verstehen, die eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung sowie der Sicherheit von Personen darstellen und in einen bewaffneten Konflikt oder die Destabilisierung eines Landes zu eskalieren drohen, und die Folgendes ernsthaft beeinträchtigen könnten: a) die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Europäischen Union; b) die Sicherheit der Europäischen Union, die Wahrung des Friedens und die internationale Sicherheit, die Förderung der internationalen Zusammenarbeit sowie die Entwicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 
· die Anwendung der in den Artikeln 72 und 73 des Cotonou-Abkommens
 definierten Soforthilfe und Hilfemaßnahmen (im Anschluss an die Notstandsphase), für die die flexiblen Verfahren nach der HO und den DBest. im Fall einer Krisensituation von Vorteil sein können
.
Artikel 72 des Cotonou-Abkommens definiert die Soforthilfe als Hilfe, die den Bevölkerungsgruppen in AKP Staaten gewährt wird, die ernsten wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten außergewöhnlicher Art gegenüberstehen, die auf Naturkatastrophen, auf von Menschen ausgelöste Krisen wie Krieg oder sonstige Konflikte oder auf außergewöhnliche Umstände mit vergleichbaren Auswirkungen zurückzuführen sind.
Nach Artikel 73 des Cotonou-Abkommens können die im Anschluss an die Notstandsphase getroffenen Maßnahmen zum materiellen Wiederaufbau und zur sozialen Reaktivierung von der Gemeinschaft unterstützt werden, wobei diese Maßnahmen unter Anwendung effizienter und flexibler Mechanismen den Übergang von der Notstandsphase zu Entwicklungsphase erleichtern, die wirtschaftliche und soziale Wiedereingliederung der betroffenen Bevölkerungsgruppen fördern, die Ursachen der Krise soweit wie möglich beseitigen und die Institutionen und die Eigenverantwortung der örtlichen und nationalen Akteure stärken müssen.

Die Legaldefinitionen von „Krisensituationen“, „Soforthilfe“ und „Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase“ konzentrieren sich auf die Auswirkungen der in diesen Bestimmungen beschriebenen Situationen, beinhalten aber keine zeitliche Eingrenzung der Dauer solcher Situationen und liefern auch keine erweiterbare Beispielliste der möglichen Ursachen für Bedrohungen bzw. Schwierigkeiten dieser Art. Ein Land bzw. eine Region kann an einer langfristigen strukturellen Instabilität (oder Fragilität) leiden, die zu solchen Bedrohungen bzw. Schwierigkeiten führt, bevor es bzw. sie in der Lage ist, ein Stabilitätsniveau zu erreichen, das die Durchführung von „normaler“ struktureller Entwicklungshilfe möglich macht. Diese Situationen der langfristigen strukturellen Krise erfordern ebenfalls den Einsatz der vorgenannten flexiblen Verfahren. 
Flexible Verfahren sind im Rahmen der vorliegenden Leitlinien auf alle Fälle anzuwenden, die unter die Definition von Artikel 168 Absatz 2 der DBest. bzw. von Artikel 72 und Artikel 73 des Cotonou-Abkommens fallen, und zwar ungeachtet der zeitlichen Dauer der Ursachen oder Auswirkungen, die mit den Bedrohungen und Schwierigkeiten im Sinne dieser Bestimmungen zusammenhängen. Dies gilt in entsprechender Anwendung auch für die vorgenannten Fälle der langfristigen strukturellen Instabilität
.
In Fällen, in denen keine Erklärung über das Bestehen einer Krisensituation (bzw. über die Notwendigkeit von Soforthilfe und Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) erfolgt ist, ist unter Umständen die Inanspruchnahme flexibler Verfahren im Einzelfall dennoch möglich. In solchen Fällen besteht für den betroffenen Anweisungsbefugten bekanntlich die Möglichkeit, das Verhandlungsverfahren bzw. die freihändige Vergabe eines Zuschusses wegen äußerster Dringlichkeit im Sinne der einschlägigen DBest. in Anspruch zu nehmen (siehe Abschnitte 3.2.3.1, 4.2.41, 5.2.4.1 und 6.3.2 des Handbuchs für Vergabeverfahren)
.
2.
Feststellung der Krisensituation oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase
2.1. Zuständige Entscheidungsinstanz
Vor der Anwendung von flexiblen Verfahren muss von der zuständigen Entscheidungsinstanz festgestellt werden, dass in einem Land bzw. einer Region eine Krisensituation (oder die Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase, falls der neue Artikel 19c von Anhang IV des Cotonou-Abkommens keine Anwendung findet) besteht.

Die zuständige Entscheidungsinstanz ist der bevollmächtigte Anweisungsbefugte (d.h. der zuständige Generaldirektor)
, der auf der Grundlage zweckdienlicher Beratungen, unter anderem mit der/den für die Programmplanung zuständigen GD(s) und mit dem zuständigen Mitglied der Kommission
, eine Entscheidung diesbezüglich erlässt. 
Keine spezielle Entscheidung des bevollmächtigten Anweisungsbefugten ist im Falle der EEF-Programme erforderlich, die von der Kommission auf der Grundlage der Artikel 72 bzw. 73 des Cotonou-Abkommens
 angenommen wurden, da diese Programme von sich aus schon die Inanspruchnahme flexibler Verfahren gestatten. Bevor der entsprechende Entwurf des Finanzierungsbeschlusses dem Kommissarskollegium vorgelegt wird, ist die vorherige Zustimmung des zuständigen Mitglieds der Kommission zur Anwendung der Artikel 72 und 73 als Rechtsgrundlage für ein neues Soforthilfeprogramm/Maßnahmenprogramm im Anschluss an die Notstandsphase einzuholen. Die Durchführung dieser Programme wird in Abschnitten 3 und 4 der vorliegenden Leitlinien behandelt.
2.2. Verfahren, Art und Inhalt der Entscheidung 
Das Ersuchen an den zuständigen Generaldirektor, festzustellen, dass eine Krisensituation (oder die Notwendigkeit von Soforthilfe/ Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) besteht, hat in Schriftform zu erfolgen. Dieses Ersuchen kann ausgehen von 
· den Dienststellen der Kommission;

· dem von der Krisensituation betroffenen Land (in der Regel dem Vertreter des nationalen öffentlichen Auftraggebers – der im Rahmen des EEF auch die Bezeichnung ‚nationaler Anweisungsbefugter’ trägt), einer internationalen Organisation oder einer lokalen oder internationalen nichtstaatlichen Organisation, die sich mit einem Ersuchen an die Kommission wenden darf.

In der Praxis erfolgt dieses Ersuchen für gewöhnlich durch den Leiter der Delegation in dem betroffenen Land. In diesen Fällen legt der Leiter der Delegation nachdem er sich, wenn er dies für zweckdienlich erachtet, mit den relevanten Behörden und Diensten ins Benehmen gesetzt hat, dem zuständigen geografischen Direktor im Amt für Zusammenarbeit EuropeAid oder in der GD Erweiterung einen Vermerk vor, der alle erforderlichen Fakten und Sachinformationen zur Feststellung der betreffenden Situation in dem jeweiligen Land oder der jeweiligen Region enthält und begründet, dass die Voraussetzungen nach Artikel 168 Absatz 2 DBest. (bzw. nach den Artikeln 72 und 73 des Cotonou-Abkommens für Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) vorliegen. Dieser Vermerk enthält auch Präzisierungen zum exakten Umfang des Ersuchens (z.B. zeitliche Dauer und geografischer Geltungsbereich sowie die von der Entscheidung betroffenen Programme, Schwierigkeiten/Unmöglichkeit für den öffentlichen Auftraggeber des Empfängerlandes, seine Verpflichtungen wahrzunehmen). Der Direktor kann dann beschließen, das Ersuchen dem Generaldirektor vorzulegen.
Wird das Ersuchen dem Generaldirektor durch den zuständigen Direktor oder auf direktem Wege vorgelegt, so kann beschlossen werden, das Ersuchen dem Leiter der Delegation vorzulegen (oder dem Direktor, wenn das Ersuchen dem Generaldirektor auf direktem Wege zuging), damit das Dossier nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes vorbereitet werden kann.

Die Entscheidung des Generaldirektors beinhaltet die Feststellung, dass in dem bestimmten Land oder der bestimmten Region eine Krisensituation im Sinne von Artikel 168 Absatz 2 DBest. (oder die Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase im Sinne von Artikel 72 bzw. Artikel 73 des Cotonou-Abkommens) besteht. Die Entscheidung muss den geografischen Geltungsbereich exakt bestimmen, insbesondere das Land/die Länder bzw., wenn die Situation nur einen Teil eines Landes betrifft, die Region(en), die in diesem Land von der Entscheidung erfasst wird/werden. Sie muss auch die zeitliche Dauer dieser Situation bestimmen (in der Regel 1 Jahr), wobei vor Ablauf des Anwendungszeitraums für solche Verfahren die Möglichkeit besteht, nach derselben Vorgehensweise um eine weitere Überprüfung/Verlängerung nachzusuchen. In der Entscheidung kann auch ihr Geltungsbereich auf eine bestimmte Anzahl von Aktionen oder Programmen in dem/der betreffenden Land/Region beschränkt werden. Sie kann auch Anweisungen in Bezug auf die Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln (siehe Abschnitt 3.2.3) oder in Bezug auf die Notwendigkeit enthalten, dass die Kommission die Aufgaben des öffentlichen Auftraggebers übernimmt (siehe Abschnitt 3.3) 
. 

In Fällen, in denen die Sachlage politisch sensibel ist, kann der Generaldirektor entscheiden, das Kommissionskollegium mit dieser Angelegenheit zu befassen.
2.3. Auswirkungen auf die Vereinbarungen und Verträge
In den Fällen der delegierten Zusammenarbeit hat der Leiter der Delegation (oder der betreffende nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungsbefugte), wenn EU-Verfahren zur Anwendung kommen (dezentrale Verwaltung, indirekte zentrale Verwaltung), den öffentlichen Auftraggeber (bzw. die bevollmächtigte Einrichtung) ordnungsgemäß und in Form eines die betreffende(n) Vereinbarung(en) ergänzenden Briefwechsels
 von der Annahme und dem Geltungsbereich der genannten Entscheidung in Kenntnis zu setzen, sobald diese Entscheidung mit der Feststellung der Krisensituation (oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) erlassen wurde. 

Auf der Grundlage der Entscheidung des Generaldirektors können Zuschussempfänger das Verhandlungsverfahren in Anspruch nehmen. Nach Ziffer 7 Buchstabe a) von Anhang IV des Zuschussvertrags unterrichtet die für den Vertrag zuständige Kommissionsdienststelle oder im Falle der dezentralen Verwaltung der öffentliche Auftraggeber den Zuschussempfänger über die Annahme dieser Entscheidung und über die Dauer ihrer Anwendung. 
Außer in dem vorgenannten Fall hat die Entscheidung mit der Feststellung der Krisensituation oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase keine Auswirkungen auf die laufenden Verträge. Alle Änderungen, die solche Verträge betreffen, sollten den jeweiligen Vertragsbedingungen entsprechend erfolgen. 
3.
Verfahrensrelevante Folgen der Entscheidung
3.1 Inanspruchnahme von flexiblen Verfahren bei uneingeschränkter Einhaltung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung
Sobald die Entscheidung mit der Feststellung der Krisensituation (oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) getroffen wurde, können Zuschüsse sowie Dienstleistungs-, Liefer- und Bauaufträge, die unter den geografischen und zeitlichen Geltungsbereich dieser Entscheidung fallen, ohne öffentliche Ausschreibung bzw. Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen vergeben werden. 

Rechtsgrundlage für die freihändige Vergabe von Zuschüssen ist Artikel 168 Absatz 1 DBest. bei Zuschussverträgen, während die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens in Artikel 242 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 244 Absatz 2 und Artikel 246 Absatz 1 Unterabsatz 2 DBest. geregelt ist
. 

Das anzuwendende Maß an Verfahrensflexibilität und das entsprechende Wettbewerbsniveau sollten an den spezifischen Kontext jedes einzelnen Projekts und an die Umstände in dem Land bzw. der Region angepasst werden, das bzw. die von der Entscheidung betroffen ist. Die allgemeinen Haushaltsgrundsätze, die (i) Transparenz und Gleichbehandlung bei der Auftragsvergabe und (ii) Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Wirksamkeit bei der Verwendung der Gemeinschaftsmittel (Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung) verlangen, sind einzuhalten.

· In den Fällen der dezentralen Verwaltung oder der Vertragsverwaltung durch die Delegationen im Rahmen der zentralen Verwaltung ist in der Phase der Projektdurchführung der Leiter der Delegation für die Genehmigung und Überwachung der Anwendung der Verfahren zuständig und muss dabei sicherstellen, dass die Verfahren so angewandt werden, dass die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung gewährleistet ist. Diese Zuständigkeit erstreckt sich nicht auf Aufträge, die durch einen Zuschussempfänger entsprechend dem zweiten Absatz des vorstehenden Abschnitts 2.3. vergeben werden. Keinesfalls darf der Leiter der Delegation diese Zuständigkeit in Bezug auf die Wahl des Verfahrens an nachgeordnete Mitarbeiter in seiner Dienststelle weiterübertragen. Der Leiter der Delegation benötigt für die Anwendung/Genehmigung der einzelnen flexiblen Verfahren, die in diesen Leitlinien aufgeführt sind, nicht die Ex-ante-Genehmigung der Zentrale in Brüssel, sofern die Erklärung erfolgt ist, dass eine Krisensituation oder die Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase besteht; jedoch muss er sich an das geltende System der Berichterstattung halten (siehe Abschnitt 4). 
· Bei den Verträgen, die im Rahmen der zentralen Verwaltung direkt von der Zentrale in Brüssel verwaltet werden, wird die oben beschriebene Rolle des Leiters der Delegation vom Leiter des für den Vertrag zuständigen Referats für zentrale Maßnahmen im Benehmen mit dem Leiter des entsprechenden Referats für Finanz- und Vertragsangelegenheiten wahrgenommen.

3.2. Anwendung in der Praxis
Bei der dezentralen Verwaltung muss der Leiter der Delegation anhand der Begründungen des öffentlichen Auftraggebers bewerten, welches Maß an Flexibilität im Lichte der unter Ziffer 3.1. vorgenannten allgemeinen Grundsätze zur Anwendung kommen könnte. Das gewählte Verfahren ist anschließend vom Leiter der Delegation zu genehmigen. Bei den Verträgen, die von der Delegation zentral verwaltet werden, sollte der Leiter der Delegation auch evaluieren, welches Maß an Flexibilität erforderlich ist, und das gewählte Verfahren demzufolge genehmigen. Bei Verträgen, die von der Zentrale in Brüssel direkt verwaltet werden, wird die unter Ziffern 3.2.1 und 3.2.2 beschriebene Rolle des Leiters der Delegation vom Leiter des für den Vertrag zuständigen Referats für zentrale Maßnahmen im Benehmen mit dem Leiter des Referats für Finanz- und Vertragsangelegenheiten wahrgenommen.
3.2.1 Öffentliche Aufträge (Dienstleistungen, Lieferungen und Bauleistungen)
Auch wenn die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens nach EU-Recht möglich wäre, kann sich der Leiter der Delegation für ein Verfahren mit einem gewissen Maß an Wettbewerb entscheiden, wenn dies mit der speziellen Situation vereinbar ist. So kann der Leiter der Delegation beispielsweise vorschlagen, das vereinfachte Verfahren/wettbewerbliche Verhandlungsverfahren anzuwenden (siehe im Handbuch (PRAG) Ziffern 3.4.2 für Dienstleistungsaufträge, 4.5 für Lieferaufträge und 5.6 für Bauaufträge) oder sogar das nichtoffene Ausschreibungsverfahren (für Dienstleistungsaufträge) bzw. das offene Ausschreibungsverfahren (für Bauaufträge und Lieferaufträge) zu nutzen. 

Wird das Verhandlungsverfahren als am zweckdienlichsten erachtet, steht es dem öffentlichen Auftraggeber frei, in die betreffenden Beratungen einzutreten und den Auftrag an den von ihm ausgewählten Bieter zu vergeben. Für alle Verhandlungsverfahren muss der öffentliche Auftraggeber (unabhängig davon, auf welche Rechtsgrundlage sie gestützt werden) einen Verhandlungsbericht erstellen, in dem die Vorgehensweise bei der Verhandlungsführung und die sich aus diesen Verhandlungen ergebenden Entscheidungsgrundlagen für die Vergabe des betreffenden Auftrags zu begründen sind. Dieser Verhandlungsbericht ist zu den Auftragsunterlagen zu nehmen. Der öffentliche Auftraggeber muss sich an die in diesen Verfahren üblichen Schritte halten (wie z.B. die Unterrichtung des Bewerbers, dass sein Angebot angenommen wurde, die Ausarbeitung und Unterzeichnung des betreffenden Vertrags und die Veröffentlichung der Zuschlagserteilung) (siehe Abschnitt 2.9 des Handbuchs für Vergabeverfahren). 

Jeder Verhandlungsschritt bedarf der vorherigen Zustimmung des Leiters der Delegation.

Die vorstehenden Vergabebestimmungen für das Verhandlungsverfahren gelten auch für Aufträge, die anhand von Leistungsprogrammen vergeben werden.

3.2.2 Zuschussverträge
Auch wenn die freihändige Vergabe nach EU-Recht möglich wäre, kann sich der Leiter der Delegation für ein Verfahren mit einem gewissen Maß an Wettbewerb entscheiden, wenn dies mit der speziellen Situation vereinbar ist. So kann der Leiter der Delegation beispielsweise vorschlagen, eine begrenzte Anzahl an potenziellen Antragstellern zur Einreichung von Vorschlägen aufzurufen.

Im Fall der freihändigen Vergabe muss der öffentliche Auftraggeber einen Bericht erstellen, in dem zu erklären ist, wie die Zuschussempfänger bestimmt und die Zuschussbeträge festgelegt wurden und welche Gründe für den gefassten Beschluss über die Zuschlagserteilung sprechen. Der öffentliche Auftraggeber muss sich an die in dieser Verfahrensart üblichen Schritte halten, wie z.B. die Unterrichtung des Antragstellers, dass sein Angebot angenommen wurde, die Ausarbeitung und Unterzeichnung des betreffenden Vertrags und die Veröffentlichung der Zuschlagserteilung (siehe Abschnitt 6.4.10 des Handbuchs für Vergabeverfahren). Dieser Bericht ist zu den Vertragsunterlagen zu nehmen. 

Jeder dieser Schritte bedarf der vorherigen Zustimmung des Leiters der Delegation.
In der Erwägung, dass es sich um flexible Verfahren handelt, die eine schnelle und wirksame Durchführung erfordern, sind Ausnahmen von einigen grundlegenden Zuschussvorschriften möglich:
· Jährliche Programmierung: Alle Zuschüsse werden in ein Jahresarbeitsprogramm aufgenommen, das zu Beginn des Haushaltsjahres veröffentlicht wird
. Diese Verpflichtung ist im Falle einer Krisensituation nicht anwendbar.
· Rückwirkungsverbot: Als Grundsatz gilt, dass Zuschüsse nur für Kosten gewährt werden, die nach dem Zeitpunkt der Unterzeichnung des Zuschussvertrags angefallen sind. Für eine bereits begonnene Maßnahme kann ein Zuschuss nur gewährt werden, wenn der Antragsteller nachweisen kann, dass die Maßnahme noch vor der Vertragsunterzeichnung anlaufen musste. In solchen Fällen sind Ausgaben, die vor Ablauf der Antragsfrist oder im Falle der freihändigen Vergabe vor dem Zeitpunkt der Antragstellung bzw. gegebenenfalls vor dem Zeitpunkt der Unterzeichnung der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung getätigt wurden, keine förderfähigen Ausgaben. Ungeachtet dessen können im Fall einer Krisensituation oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase die Ausgaben, die von einem Zuschussempfänger vor dem Zeitpunkt der Antragstellung getätigt wurden, aus Mitteln des Gemeinschaftshaushalts gefördert werden
. Die rückwirkende Gewährung eines Zuschusses für bereits abgeschlossene Maßnahmen ist bekanntlich in keinem Fall zulässig. 
· Gebot der Kofinanzierung: Mit dem Zuschuss dürfen nicht die Gesamtkosten der betreffenden Maßnahme finanziert werden. Ungeachtet dessen kann im Ausnahmefall nach Artikel 169 HO, Artikel 87 FR 9. EEF und Artikel 109 FR 10. EEF die Vollfinanzierung einer Maßnahme zugelassen werden, wenn der öffentliche Auftraggeber nachweisen kann, dass die vollständige Finanzierung für die Realisierung der betreffenden Maßnahme unerlässlich ist, und seine Vergabeentscheidung dementsprechend begründet. Darüber hinaus kann die Vollfinanzierung einer Maßnahme nach Artikel 253 DBest. bei Hilfen in Krisensituationen zugelassen werden, sofern der Basisrechtsakt dies nicht untersagt. 

3.2.3. Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln
Ausnahmen von den geltenden Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln unterliegen den von der zuständigen Generaldirektion erlassenen Grundsätzen und Anweisungen betreffend Ausnahmen
, sofern in der Entscheidung mit der Feststellung der Krisensituation oder der Notwendigkeit von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase nichts anderes bestimmt ist (z.B. könnte in der Entscheidung im Einzelnen festgelegt werden, dass alle Ausnahmen von den Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln vom Leiter der Delegation zu bewilligen sind).
3.3. Entscheidung über die (vorübergehende) Ersetzung des öffentlichen Auftraggebers
Hindert die Situation in einem Land oder einer Region den öffentlichen Auftraggeber des Empfängerlandes an der Erfüllung seiner Aufgaben bei der Verwaltung von dezentralen Maßnahmen oder Programmen, was in Krisenfällen oder im Anschluss an eine Krisensituation mitunter der Fall ist, so kann die Kommission, nachdem sie alle erforderlichen Kontakte zum Empfängerland aufgenommen hat, um Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, die Entscheidung treffen, den öffentlichen Auftraggeber bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu ersetzen. 
Wurde diese Entscheidung getroffen, so übernimmt die Kommission im Namen und für Rechnung des Empfängerlandes ganz oder zum Teil die Durchführungsaufgaben des öffentlichen Auftraggebers
. Die Finanzierungsvereinbarungsmodelle sehen diese Möglichkeit bereits vor
. 
Sobald die Umstände entfallen sind, die die Mittelverwaltung durch die Kommission rechtfertigten, kann sie diese Aufgabe auf den zuständigen öffentlichen Auftraggeber zurückübertragen.

4.
Anforderungen an die Berichterstattung der Delegationen
Die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens im Rahmen einer Krisensituation (oder bei Soforthilfen und Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase) fällt unter die allgemeinen Berichterstattungspflichten zur Anwendung des Verhandlungsverfahrens (d. h. in den Fällen der dezentralen und der zentralen Verwaltung)
.. Dabei ist zu beachten, dass jeder einzelne Auftrag, der aufgrund einer Krisensituation (oder Soforthilfe und Maßnahme im Anschluss an die Notstandsphase) im Anschluss an ein Verhandlungsverfahren vergeben wird, meldepflichtig ist.
Ferner hat der zuständige Leiter der Delegation im Fall der dezentralen Verwaltung oder bei Verträgen, die in zentraler Verwaltung von den Delegationen verwaltet werden, über die Situation und ihre Folgen im operativen Bereich zu berichten, einschließlich darüber, wie diese flexiblen Verfahren eingesetzt wurden, damit die Zentrale in Brüssel die Durchführungsverfahren überwachen kann. Dieser Bericht erfolgt in Form eines Anhangs zum bereits bestehenden EAMR-Berichterstattungssystem, um den betroffenen Delegationen keine zusätzliche Berichterstattungslast aufzubürden. Zu diesem Zweck ist eine diesen Leitlinien beiliegende Standardtabelle (Anhang C) für jedes vom Leiter der Delegation zugelassene flexible Verfahren auszufüllen und dem EAMR als Anhang beizufügen.
�	Mit Ausnahme des Verfahrens im 2. Abschnitt (Entscheidungsverfahren) sind diese Leitlinien auch anwendbar auf a) außerordentliche Hilfsmaßnahmen und Interimsprogramme nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 zur Schaffung eines Instruments für Stabilität; b) EEF-Soforthilfe und –Programme im Anschluss an die Notstandsphase nach den Artikeln 72 und 73 des Cotonou-Abkommens. Diese Leitlinien finden jedoch keine Anwendung auf die von der GD ECHO verwaltete humanitäre Hilfe.


�	Die vorliegenden Leitlinien finden entsprechende Anwendung auch auf a) die Soforthilfe nach Artikel 30 des Beschlusses Nr. 2001/822/EWG des Rates vom 27.11.2001 über die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Gemeinschaft. Die Verweise in diesen Leitlinien auf Artikel 72 und Artikel 73 sollten unter Einbeziehung der Soforthilfe nach Artikel 30 des Beschlusses über die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Gemeinschaft verstanden werden; b) die Soforthilfe nach Artikeln 254 bis 257 und Artikel 300 des Lomé-IVa-Abkommens.


�	Zu beachten ist, dass Aktionen und Programme im Rahmen des EEF, auf die Artikel 19c des Anhangs IV des Cotonou-Abkommens keine Anwendung findet, den Vergabeverfahren nach den durch Beschluss Nr. 3/190 (für den 7. und den 8. EEF) und Beschluss Nr. 2/2002 (für den 9. EEF) des AKP-EG-Ministerrates genehmigten Allgemeinen Vorschriften (nachstehend „AV EEF“) unterliegen. In solchen Fällen sind, wenn eine Soforthilfe/Hilfemaßnahme im Anschluss an die Notstandsphase für notwendig erklärt wird, die flexiblen Verfahren nach Nummer 7.9 der für den 7. und 8. EEF geltenden AV bzw. Nummer 3.6 der für den 9. EEF geltenden AV und nicht die flexiblen Verfahren nach der HO und den DBest. anzuwenden.


�	Siehe Mitteilung KOM(2007)643 endg.: „Überlegungen zur Vorgehensweise der EU in Situationen der Fragilität“. 


�	Die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens ist in den Artikeln 244, 246 und 248 DBest. und in den Nummern 10.1.2, 14.1.2, 14.2.2 und 19.1.2 sowie 19.2.2 AV EEF geregelt; die freihändige Vergabe von Zuschüssen beruht auf Artikel 168 Absatz 1 der DBest.


�	Siehe Artikel 242, 244 und 246 DBest. In der Praxis handelt es sich bei dem zuständigen bevollmächtigten Anweisungsbefugten um den Generaldirektor des Amtes für Zusammenarbeit EuropeAid bzw. im Fall der Länder, die unter das Instrument für Heranführungshilfe fallen, um den Generaldirektor der GD Erweiterung.


�	Aktionen und Programme im Rahmen des EEF, auf die der neue Artikel 19c keine Anwendung findet, unterliegen den AV EEF. Diese AV EEF enthalten keine Bestimmung zur zuständigen Entscheidungsinstanz, die die Inanspruchnahme der flexiblen Verfahren erklärt, die in den Nummern 7.9 bzw. 3.6 für den Fall von Soforthilfe/Maßnahmen im Anschluss an die Notstandsphase festgelegt sind. In solchen Fällen kann die Entscheidung des Generaldirektors in entsprechender Anwendung auch die Inanspruchnahme der flexiblen Verfahren zulassen, damit sich ein harmonisierter Einsatz der EU-Außenhilfe in den Gebieten sicherstellen lässt, für die eine solche Situation erklärt wurde. 


�	Die auf die Artikel 72 und 73 des Cotonou-Abkommens gestützten Soforthilfeprogramme und Programme für Maßnahmen in Anschluss an die Notstandsphase können als besondere Maßnahme nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 617/2007 des Rates vom 14.05.2007 über die Durchführung des 10. EEF nach dem AKP-EG-Partnerschaftsabkommen angenommen werden – könnten erforderlichenfalls aber auch unter die Ausnahmefälle im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 dieser Verordnung fallen.


�	Die vom Amt für Zusammenarbeit EuropeAid zu verwendende Vorlage für die Entscheidung ist diesen Leitlinien als Anhang A beigefügt. 


� 	Die vom Amt für Zusammenarbeit EuropeAid zu verwendende Vorlage für diesen die Vereinbarung ergänzenden Brief ist diesen Leitlinien als Anhang B beigefügt.


� 	Zusätzlich zur freihändigen Vergabe von öffentlichen Aufträgen und von Zuschussverträgen, sieht Nummer 3.6 der AV EEF für Projekte im Rahmen des EEF, die durch Finanzierungsvereinbarungen geregelt sind, auf die die AV EEF Anwendung finden, auch die Anwendung anderer Verfahren im Rahmen der Soforthilfe vor: a) die Ausführung von Aufträgen in direkter Regie; b) die Durchführung durch spezialisierte Agenturen, c) die unmittelbare Durchführung durch die Kommission.


� 	Artikel 110 HO, Artikel 84 Absatz 1 der Finanzregelung für den 9. EEF („FR 9. EEF”) und Artikel 106 der Finanzregelung für den 10. EEF („FR 10. EEF“).


� 	Vgl. Artikel 112 HO, Artikel 86 Absatz 1 FR 9. EEF und Artikel 108 FR 10. EEF. In solchen Fällen kommen die von einem Zuschussempfänger vor Einreichung seines Antrags getätigten Ausgaben für eine EU-Finanzierung nur in Betracht, wenn die Ausgaben der Bildung von Vorräten dienen, die der Antragsteller im Rahmen der geförderten Maßnahme einsetzt, und/oder in ordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen, wenn in den Besonderen Bedingungen des Zuschussvertrags ausdrücklich ein zeitlich vor der Antragstellung liegender Förderfähigkeitstermin festgelegt wird.


� 	Für Verträge und Vereinbarungen im Zuständigkeitsbereich des Amtes für Zusammenarbeit EuropeAid siehe Anweisungen betreffend Ausnahmen (aktuelle Fassung: Vermerk Nr. 9406 vom 13.05.2008)


� 	In Artikel 4 Absatz 5 von Anhang IV des Cotonou-Abkommens ist diese Möglichkeit ausdrücklich vorgesehen:


Danach kann die Kommission in solchen Fällen die dem betreffenden Empfängerland zugewiesenen Mittel selbst verwalten und für eine Sonderhilfe verwenden; diese kann für eine Politik der Friedenskonsolidierung und der Konfliktbewältigung und -beilegung, die Unterstützung bei der Konfliktfolgenbeseitigung, einschließlich des Verwaltungsaufbaus, und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung eingesetzt werden.


� 	Vgl. aktuelle Fassung von Artikel 19 Absatz 2 der Allgemeinen Bedingungen des EEF-Finanzierungsvereinbarungsmodells 2007 (neuer Artikel 20 Absatz 2 in den Allgemeinen Bedingungen für Finanzierungsvereinbarungen im Rahmen des 10. EEF) und Artikel 22 Absatz 6 der Allgemeinen Bedingungen des Finanzierungsvereinbarungsmodells für die dezentrale Verwaltung (EU-Haushalt).


� 	Für das Amt für Zusammenarbeit EuropeAid stellt die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens auf der Grundlage einer Entscheidung über das Bestehen einer Krisensituation eine „meldepflichtige Tatsache“ zur vorherigen Genehmigung dar. Daher sollten diese Verhandlungsverfahren in die Berichterstattungstabelle im Anhang der oben erwähnten Anweisungen betreffend Ausnahmen (Vermerk Nr. 9406 vom 13.05.2008) aufgenommen werden.
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